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Verteidigungsministerium

Die Berater-Armee 
Verteidigungsministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU)
lässt sich das Fachwissen ex-
terner Unternehmensberater
einiges kosten. Am Mittwoch
gab der Haushaltsausschuss
den ersten Teil eines 100-
 Millionen-Euro-Budgets für
eine regelrechte Berater-
 Armee frei, die den Rüs-
tungseinkauf des Ministeri-
ums effizienter machen soll.
Mit dem bisher größten Etat
eines Bundes ministeriums
für Experten von außen wol-
len von der Leyen und
Staatssekretärin Katrin Suder,
früher selbst Partnerin beim
Beratungsriesen Mc Kinsey,
Großvorhaben wie den Kauf
von Kriegsschiffen oder
Kampfjets von Externen statt
den eigenen Beamten ab -
wickeln lassen. Laut  einer

 internen Vorlage für die
Hausleitung belaufen sich da-
bei die Jahreskosten für nur
einen der Experten des
 ausgewählten Unternehmens
Ernst & Young dabei auf al-

lein 185402 Euro. Für einen
Mitarbeiter von KPMG
 kalkuliert das Ministerium
für „200 Arbeitstage mit je
8,2 Stunden“ pro Jahr sogar
239071 Euro ein, dazu kom-

men noch Reisekosten. Ein
hauseigener Rüstungsfach-
mann kostet das Minis terium
im Vergleich maximal nur
rund 110000 Euro. Von der
Leyen verteidigt das Vor -
haben stets damit, dass im
Haus und in dem zustän -
digen Bundesamt für Aus -
rüstung, Informationstech-
nik und Nutzung der Bun-
deswehr rund 1400 Stellen
gar nicht besetzt seien. 
Der grüne Haushaltsfach-
mann Tobias Lindner for -
dert hingegen, die Ministe -
rin solle die vielen Mil -
lionen  lieber für einen nach -
haltigen Kompetenzaufbau
im ei genen Ressort ein -
setzen. „Bei den enormen
 Kosten könnte man glatt 
auf die Idee kommen, gleich
die Spitze des Verteidigungs-
ministeriums durch Unterneh-
mensberater zu ersetzen“,
spottet er. mgb

Mindestlohn

Betriebe streichen
Praktikumsplätze
Mehr Geld im Praktikum,
aber weniger Auswahl: Für
Studierende hatte der gesetz-
liche Mindestlohn spürbare
Auswirkungen, zeigt eine
Studie, die der Stifterver-
band für die Deutsche Wis-
senschaft gemeinsam mit
dem arbeitgebernahen Insti-
tut der Deutschen Wirtschaft
herausgibt. Nachdem die
Lohnuntergrenze im Jahr
2015 eingeführt wurde, ha-
ben die Unternehmen in
Deutschland demnach von
rund 301000 Praktikumsplät-
zen bis zu 53000 gestrichen.
Jedes sechste Unternehmen
gab an, Praktikumsplätze ab-
gebaut zu haben. Das betrifft
vor allem längere Aufenthal-
te; der Mindestlohn gilt in
der Regel nur für freiwillige
Praktika ab drei Monaten.
Die Unternehmen gaben für
studentische Praktika 2015
knapp eine Milliarde Euro
aus – fast doppelt so viel wie
noch 2012. Positiver Effekt
für Studierende: „eine deut-
lich höhere Vergütungssum-
me für Praktikanten“. cos 
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Von der Leyen 

Landwirtschaft

Kälbchen im 
Todeskampf
Zehntausende ungeborener
Kälber verenden jämmerlich
auf den Schlachthöfen in den
Leibern ihrer getöteten Müt-
ter. Das ergab der Zwischen-
bericht eines Forschungs -
projekts, das Bundesland-
wirtschaftsminister Christian
Schmidt (CSU) in Auftrag ge-
geben hat. Demnach waren
im Zeitraum von 19 Monaten
2,2 Prozent von 205421 un-
tersuchten geschlachteten
Kühen trächtig, berichten die
Wissenschaftler in einem

Fachjournal. Hochgerechnet
auf die Zahl von 1,85 Millio-
nen Kühen, die 2016 ge-
schlachtet wurden, bedeutet
das: Rund 40000 Föten ster-
ben im Mutterleib nach mi-
nutenlangem Todeskampf.
„Die Kälber ersticken qual-
voll, wenn das Muttertier
durch Entbluten stirbt“, sagt
der Grünen-Bundestagsabge-
ordnete Friedrich Ostendorff.
Er kritisiert die Massenpro-
duktion: „Minister Schmidt
muss sich von der Export -
orientierung abkehren, denn
Billigproduktion zu Welt-
marktpreisen ist mit Tier-
schutz nicht vereinbar.“ msc W
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Terrorismus

Bundeskriminalamt
überlastet
Die vielen Ermittlungsver-
fahren wegen Terrorverdacht
und die Einsätze zum Perso-
nenschutz überfordern das
Bundeskriminalamt (BKA). 
„Wir können Fälle, die wir
früher bearbeitet hätten, zu-
nehmend nicht mehr von
den Ländern übernehmen“,
sagt ein Beamter. Seit 2013

hat sich die Zahl der Verfah-
ren mehr als verdoppelt, auf
780 mit insgesamt mehr als
1000 Verdächtigen. Wegen
der „besonderen Sicherheits-
lage“ könne er anders als
vorgeschrieben den Beamten
Überstunden nicht durch
Freizeit ausgleichen, klagt
BKA-Präsident Holger
Münch. In zwei Briefen an
das Bundesinnenministerium
hat er darum gebeten, die
Fristen für den Ausgleich zu

verlängern oder die Mehrar-
beit zu bezahlen. 2016 wur-
den dem BKA neue Stellen
bewilligt, doch dauert es
Jahre, bis die neuen Ermitt-
ler eingestellt und ausgebil-
det sind. Auch die Bundes -
anwaltschaft schiebt aus Per-
sonalmangel zunehmend
 Fälle nach unten ab. Im Ja-
nuar hatte Generalbundes -
anwalt Peter Frank in einem
Brandbrief an die Länder 
um Hilfe gebeten. aul, bas, fis


